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ach dem Kriege bewegten sich uch der Schweiz, ähnlich
den e1isten andern Ländern, Preise und Löhne zunächst kräftig die
She Dabe1 spielte nıcht blofß dıe echte Erhöhung der Produktionskosten
C111 Rolle, sondern VOTL allem die verstärkte Nachirage sowohl ach Gütern
W1C ach Arbeitskrätften Löhne und Preıise trieben sich SECDENSECLLS hinauf
FKın besonders abschreckendes Beispiel für die verheerenden Folgen dieser
berüchtigten Pre1is-Lohn--Spirale ZCe1ZTE dıe Entwicklung Frankreıich,
der ortgang dieser Bewegung das gesam E Gefüge der Volkswirtschaft
aquseinanderzusprengen drohte.

In der Schweiz bestand ZW. C 1 Eıdg Preiskontrolle ohne deren (Ge-
nehmigung die Preise nıcht erhöht werden durften Aber EiNErsSEe1ts waren
die xportpreise dieser Kontrolle nıcht unterworfen anderseits drohte g—.
rade dieser Ausweichmöglichkeit der Binnenmarkt vernachlässigt
werden Ähnlich stand mM1 den Arbeitskräften Der Auischwung der
Industrie Saugte jede verfügbare Kraft auft und ahm vielfach der Land-
wirtschaft dıe Arbeıitskräfte WeCS Diıie Uhrenindustrie vermochte Löhne
bezahlen, die viele Arbeıter veranla{iite ihren angestammten Arbeitsplatz

verlassen und siıch dieser Industrie 7uzuwenden Notgedrungen boten
deshalb auch dıe anderen Wırtschaftszweige Löhne, die ohl Zeıiten Qufi-
steigender Konjunktur tragbar WarTen, aut die Dauer aber notwendig
gefährlichen Rückschlägen führen mu{flten

Zunächst 1e08 das Spiel gewähren ber die Bedenken dagegen
machten sıch 1imMmmMer stärker geltend. Die Behörden verstanden wohl, daß SIC

allein 1 C116 freiheitlichen Staatswesen die Lage nıcht eistern VCTIT-

mochten Deshalb beriet der Bundesrat Herbst 1947 C1N€ Konterenz
der Wırtschaftftsverbände C1M ihre einunNg oren W1C dem Ubel
SteUEeErnN SCc1 Sehr rasch sSetzte sich der Gedanke durch daß die Wirtschafts-
verbände selbst ihrem C Interesse W1e6 dem des Gesamtvolkes,

ehesten der Aufgabe gewachsen Die Landeskonfterenz,
dıe November 1947 Bern ag  ’ setizte besonderen Aus-
schu{ß e1n der entsprechende Vorschläge vorlegen sollte Hıer wurde Nu:  3

cer Entwurt C111r SCEMECINSAINCN Erklärung der Spitzenverbände der
Wırtschaft‘ ausgearbeitet die der schwetrzerischen Sozialgeschichte ohne
Vorbild dastand Diese Erklärung wurde Laufe der nÄächsten Z wWwe1
Monate VON sämtlichen rage kommenden Verbänden Händen der
Öttentlichkeit und ZUFr zustimmenden ‚„Kenntnisnahme des Bundesrates
unterzeichnet Diıe Erklärung läuft darauf hinaus, da{ diese Verbände ihren
Wiıllen tun un sıch damıit verpilichten, sich untfer Bedin-
BUNSECN und Einschränkungen auf gzegenNse1LLYE Verabredung hın für C1NCH

Pre1is- und Lohnstop einzusetfzen
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Diıe Erklärung enthält dre1 wesentliche Punkte dıe Feststellung des
Grundsatzes, die Formulterung der Einschränkungen und Ausnahmen,

dıe Bildung Urgans ZUr Durchführung
Die Erklärung beginnt MI dem bezeichnenden Satz Im Interesse

der Verhinderung we1l1teren inflatorischen Auftriebes, der un den
heutigen Umständen keiner der beteiligten Wiırtschaftsgruppen C1LNC WCOC1-

tere Verbesserung ihres Realeinkommens gestattet erklären die Unter-
zeichneten ihre Zustimmung C1iNer aut Gegenrecht beruhenden Ver-
ständigung er den folgenden Bedingungen. Sıe werden sich loyal für
deren Verwirklichung einsetzen.“

Obwohl natürlich be1 C1iNer grolßen ahl VO!  3 Beteiligten und den schr
unterschiedlichen Verhältnissen in den verschriedenen Wırtschaftszweigen
die Schwierigkeiten viel größer waren als e1m „Friedensabkommen Wr

auch 1er alles auft Ireu un Glauben aufgebaut. Es annn schon 1er tfest-
gestellt werden, daß auch diese lockere Vereinbarung durchaus ZU Zrele
geführt hat

Der VO: allen ANSCHOMMEN Grundsatz autete : ‚„„Unter Vorbehalt der
Art genannten Ausnahmen sollen bis Zum &1 Oktober 1948 (d für
onate) keine weıiteren allgemeinen TE1S- und Lohnerhöhungen sStatt-

finden Natürlich konnte dieser Grundsatz DUr durchgeführt werden,
WEeNN berechtigten Wünschen und Forderungen trotzdem 1M C1NCMMM Maße
Rechnung gefiragen wurde, das die SKUNZC Vereinbarung nicht iıllusorisch
machte.

Darum wurden unfe den ‚„„Vorbehalten‘“ folgende Ausnahmen VOL-

gesehen:
Q) Lohnerhöhungen VOLl Arbeitern (sowi1e VOIN unteren und mittleren An-

gestellten und Beamten), dıe ZUrr Wiıederherstellung des Vorkriegs-Realein-
kommens noch ertorderlıch

Preis und Lohnerhöhungen, die Z Ausgleich ausgesprochener Miß-
verhältnisse der Notlagen erforderlich sind

C} Lohnerhöhungen, die hne direkten der iındirekten Einfluß auf die
Preise durchgeführt werden können.

ber die Berechtigung diıeser Begehren sollten ber nicht bloß die Be-
teiıligten, sondern ec1in SECMEINSAMEFC „Stabilisierungsausschuß‘” urteilen, V'O!

dem gleich och die Rede sSCcC11M° wird Ma{ißßstab für dıe Beurteilung sollten.
EINETSECITLS die Reallöhne der Vorkriegszeit SC1H anderseits ZCWISSC Durch-
schnittslöhne, SOWEILL sıch die Feststellung ausgesprochener Mißver-
hältnisse andelte

Am problematischsten WAar natürlich die drıtte der genannte:n Aus-
nahmen Es handelte sıch die Feststellung, ob die Lohnerhöhungen VonNn

den Unternehmern selbst geiragen werden konnten, untfer Schmälerung der
Gewinnspanne, ferner dıe Feststellung der Auswirkungen indırekter
Natur auft das übrige Lohn- und Preisgefüge Wenn C1NCM schr
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leistungsfähigen Wiırtschaftszweig, der sich besonders den Auslands-
PrEe1IsSch schadlos halten konnte, Lohnerhöhungen ohne Rücksicht auf dıe
übrigen Zweige VOrsSchOMMEN wurden Sı konnte SC da{fß auch diese
die Löhne untfer Abwälzung auf die Pr  Z  e erhöhen mu{ißiten wenn S1C nıcht
ihre besten Kräfite verlieren wollten Dieser Zusammenhang hatte insbe-
sondere CI Steigerung der Löhne der landwirtschaftlichen Arbeiter
und damıit der andwirtschaftlichen Porduktenpreise geführt dıe wıederum
ihre Rückwirkungen autf sämtliche anderen Löhne und Preıse haben mußte
Anderseits wollten siıch natürlıch die Gewerkschaften dıe Hände doch nıcht
allzu schr bıinden un iıhren Anteıl e  37 ew1innen der HochkonJjunktur
entwıiınden lassen.

Als Organ tür die Durchführung und Kontrolle dieser gegenseıltigen
Verabredung wurde VO  $ den Verbänden selbst C1M paritätischer tabılı-
sterungsausschulß bestellt Er sollte auttauchende Begehren sowohl] ach
der Preis- W1e ach der Lohnseite begutachten Eıigene Entscheidungskraft
hatte dieser Ausschufß eine Die Begutachtung der Preıse wurde die.
staatlıche Preiskontrollstelle weitergeleitet die endgültig ber dıe Geneh-
INISUNGS entscheiden hatte Diıie Begutachtung der Löhne Sın  +>)  94 Ee1INECTrSEC1LS
7urück d1ie entsprechenden Verbände, anderseıts dıe staatlıche Be-
hörde, die ber die Allgemeinverbindlicherklärung VO  ; Gesamtarbeitsver-
tragen (Tarıfvertrag) befinden hatte

Damıt WAadr der Einflufß auf die Preisbildung schr wıirksam Das Preis-
MN1IVeEAUuU wurde gehalten und S1155 eher zurück da 1Ur och schr selten und

schr beschränktem Umfang Begehren aut Preiserhöhungen ZUDZC-
standen wurden Dagegen WAar der EBınflufiß auf die Lohnentwicklung 1iel
schwächer, we1l der Schweiz e1in Lohnamt besteht un runde g..
LOMMEN auch VIO)| keiner Seıite gewünscht wırd Immerhin haben siıch die
Verbände den allermeisten Fällen dıie Entscheide der Stabilisterungs-
kommission gehalten, un als C1NC ZCWIISSC Sanktıon konnte die Verwe1i-
SCruNg der Allgemeinverbindlicherklärung VO staatlıcher Se1ite betrachtet
werden, talls sıch herausstellte da{ dıe Vereinbarungen nıcht Trei SO1711-—
dern er unberechtigtem Druck der Ccinen Se1ite zustande gekommen

Tatsächlich wurde auch dıe Lohnbewegung schr stark abgebremst
und betrug innerhalb VO anderthalb Jahren aum Proz

Dieser Stabilisterungsausschuß der W1C dargelegt aut freier Verelin-
barung beruhte, zählte 15 Mitglieder Davon Vertreter der (Ge-
werkschaftsrichtungen und Vertreter der Arbeitgeberschaft (Industrie (e-
werbe und Bauernverband) Den Vorsitzenden bestimmte das Eıdg Volks-
wirtschaftsdepartement aut Vorschlag der Spitzenverbände Es wurde Prof

Böhler VO  ; der Eıdg Technischen Hochschule ernannt der Zu-
standekommen der Verabredung das größte Verdienst hatte

Von großer Bedeutung WAar die Bestimmung, daß dıe Entscheide dieses
Ausschusses MIT zweıdrittel Mehrheıit fassen WAarecen So konnte Ent-
sche1id NUur zustande kommen, WwWenNnn wenıigsten. auch "Te1 der Gegen-
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se1te die Berechtigung der Begehren anerkannte. Dabe1 fiel dem VON 2AL-
lıcher Se1ite ernannten Vorsitzenden Nur Ausnahmeftällen der Ausschlag

Die tatsächliche Festsetzung der Löhne Rahmen der VO Stabili-
sierungsausschuß Testgelegten rTeNzZen blıeh Sache der beteiligten Arbeit-
geber und Arbeitnehmer selbst Dem Eidg Volkswirtschaftsdepartement
wurde „empfohlen  e“  3 Preiserhöhungen, die den Bedingungen dieser Verstän-
cCigung widersprachen, verweigern un ebensolchen Lohnerhöhungen die
Allgemeinverbindlicherklärung VCrSagcN, ‚„SOW1E dahın wirken, daß
auch alle öffentlichen Betriebe den Grundsätzen des Abkommens pach—tleben  6 A

ber dıe genannten Aufgaben hinaus wurde och abgemacht, daß der
Ausschufß „periodisch die Entwicklung der Wiritschaftslage, iınsbesondere
dıe Kosten-, Preis-, Lohn- und Gewinnverhältnisse‘‘ verfolgen und die
siıch A der UÜberprüfung ergebenden Vorkehrungen beschließen der

empfehlen habe Be1 grundlegenden eränderungen der allgemeinen
Wırtschaftsverhältnisse sollten die Verbände „nach vorangehender TEe1-
monatıger Benachrichtigung‘“ V'O!  D der Verständigung 7urücktreten können.

Dieses Stabilisterungsabkommen blıeb VO Januar 1948 bis Z
31 Oktober 1949, also beinahe Z7wWe1 Jahre, 1n Krafit ach diesem Datum
wurde C: provisorisch och autf AD Monate verlängert, ‚„„l1qu1-
dieren‘‘. Man WAdrLr sıch darüber ein1ig, dafßß eiIne Erhöhung enr Preise W1e;
der Löhne 241um mehr einem gefährlichen Ma{fiße Frage kam Dıe Me1-
NUuNSCch ber eine weıtere Verlängerung schr geteilt Die Arbeit-
nehmer wünschten eine Fortsetzung. Sıe hatten A2US dem Abkommen ohl
auch meisten Nutzen SCZOSCNH, da während der Geltungsdauer des AD
kommens die Reallöhne trotzdem e1n kleines gesteigert werden konnten.
Die Arbeitgeber ber eher für eine Auflösung, wenıiger deswegen,
weil S1e schlechte Erfahrungen gemacht hätten (obwohl der Druck auf
die Preise viel kräiftiger W w1e jener auftf die Löhne), als vielmehr, weıl
mMa  } dıe Errichtung eines ständigen parıtätischen ‚„„Wırtschaftsrates" be-
fürchtete, den IiNanl weıiteren Kreıisen och ablehnt.

ber die Erfahrung ist einmal gemacht worden, und ZWAr mi1t
Erfolg. Man hatte das staatliche Diktat vermieden, dıe Lohnkämpfe
schr gemildert worden, das Gleichgewicht der Volkswirtschaft und

insbesondere das Pre1s- und Lohngefüge wWar ohne allzu große Anstren;-
SUNSCH intakt geblieben. Man hatte gelernt, ‚„‚miteinander reden‘‘ So
tehlt e denn auch bei den Unternehmern nıcht Stimmen, dıie der Er-
wartung Ausdruck geben, möge der geschaffene Kontakt nıcht ab-
reißen. S1e sehen klar, daß be1i der Unübersichtlichkeit der künitigen HAft=
wıcklung e1n solches rgan der Zusammenarbeit für gemeinsame Aut-
gaben, dıe dem gemeinsamen Interesse dıenen, schon bald schr erwünscht
Se1N könnte. Es sSe1 aber „leichter, das Geschaffene aufzulösen, als wieder
NEuU ZUWCZC bringen‘‘.
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seinem Schlußbericht legt Prof Böhler er die staatspolitische Bedeutung
dieses Stabilisierungsabkommens folgende Gedanken nıeder:

„Das Stabilisierungsabkommen und die Tätigkeit des Ausschusses haben 7zweitellos —-
sentlich 27zu beigetragen, 5 z  - N , die sich erfahrungsgemäß

Anschluß Kriege, Inflationen und internationale politische Verschiebungen ergeben,
wesentlı:ıch zulindern.

Zunächst hat die Vermeidung größerer wirtschaftlicher Gleichgewichtsstörung ur

Vermeidung sozialer Spannungen beigetragen, WiIic 516 den umliegenden Ländern
Vordergrund standen. Sodann hat die Eınigung uch C1in SEMEINSAMECS 1el die
dauernde Mitwirkung der einzelnen Gruppen be1 seiner Verwirklichung Po-
larısation der polıtischen Kräite geführt.

Perner hat der parıtätische Autfbau und die konferenzielle Behandlung das M1ß-+-
frauen 7wischen den verschiedenen Gruppen wesentlich vermiıindert. 1lle Beteiligten
konnten aut Grund Kenntnis der konkreten Tatbestände entscheiden und
zugleich SCZWUNSCNH, den Standpunkt der anderen Gruppen anzuhören und würdigen
1lle Gruppen erhielten dıe Sıcherheit n gleichmäßigen Behand-
lung Die Konflikte wurden der Quelle un auf Grund der konkreten Latbestände
bereinigt, da{ß S K o nıcht unverarbeiıtet die Öffentlichkeit gefragen werden
brauchten.

Die der Übergangszeit unvermeıdlichen Einschränkungen der wirtschafitlichen
Freiheit wurden akzeptiert und die staatlıche Autoriıtät die infolge der‘
wachsenden Lenkungsmüdigkeit 1115 Wanken geraten War, wurde wieder gefestigt und
wWwWAar nıcht durch staatlich polizeiliche Mafßfßnahmen, sondern durch Ireiwillige Unter-
ordnung.

Das Verfahren VOT dem Ausschuß gab den gesuchstellenden Gruppen Gelegenheit,
ihren Standpunkt vertreten, dem Ausschuß dagegen die Möglichkeit ihnen die lan  5  -
fristigen Interessen der Stabilisierung darzulegen un S16 freiwilligen Verzichten
veranlassen.

Anstelle der abstrakten staatlichen Lenkung trat während dieser eit die Ko 1 -
nafıon auf dem Wege der Selbstverwaltung

Über die Möglichkeiten un renzen solcher Zusammenarbeit außert sıch
Prof. Böhler U, folgendermaßen:

48 darf ohl kein Zweifel darüber bestehen, da{fß CcC1in +D}
die Behandlung onkreter Probleme erleichtert weil 1ne SCW1SSEC dauernde Vertrauens-
atmosphäre besteht die SONst wieder NC  — geschaffen werden Mu: Ebenso kann
die Besprechung ENSCICN Kreise auft Grund EBinsicht die Tatbestände die
Ausweitung der Gegensätze und damit fruchtlose Kämpfe der Offentlichkeit VCOTr-
hindern Der parıtätische Kontakt kann daher C1nMN wichtiges UOrgan der Auiklärung
und demokratischen Meinungsbildung SC11

Eın dauernder und umtassender Eriolg 1st jedoch Nnur erwarten, wenn SCWISSC
Bedingungen und Grenzen eingehalten werden

Dıiıe Vertreter Ausschufß INUSSCH 001 Mai der
gegenüber den VO ihnen vertiretenen Gruppen haben un: bereit SCIN, sachliche DO=-
SUNSCNHN auf CISCNC Verantwortlichkeit vertrefifen.

Das Voraus, dafßi die EMMEINSAM erarbeiteten Ziele die beteiligten Organit-
satıonen hinausgetragen werden, daß die tägliche Arbeit der Organıisationen auf
diese Zielsetzung stärker ausgerichtet wird

Dıiıe Erzielung konkreter Lösungen un Fortschritte MuUu: den beteiligten Gruppen
mindestens ebenso wichtig SC11 WI1IG die Verfolgung politischer Ideologien. (!)

Sofern Cc1in dauerndes UOrgan der Zusammenarbeit als nötig erachtet wird, darf die.
Bındung ch Z SC1N, damıit die längerfristigen Interessen sich gegenüber den
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Tagesinteressen durchsetzen können, ber uch nıcht lang, damıt nıcht 1NC uUunecr-

trägliche Benachteiligung Falle wesentlicher Verschiebungen der wirtschaftlichen
un! politischen Interessenlage entsteht.

Dıe Formulierung der Verständigung muß elastisch SC1MN. Die Verständigung darf
nıcht auft Überstimmung, sondern mu(ß auf Überzeugung beruhen, da{ß die Entsche1i-
dungen möglichst EINSUUMMULS der doch mi1t großem Mehr gefaßt werden können

Dies wiederum TWA VOTaus, da{ii der Kontakt autf 5 beruht un
da{fßß der Ausschufßfß siıch nıcht weitgehende Ziele SECUZT; die über Kräfte gehen,
Er kann die politischen Gegensätze nıcht ZU Verschwinden bringen, sondern Nu:
mildern und versuchen, SCW1SSC SEMECINSAME Fixpunkte 7wischen den Gruppen
schaftten. Der Kontakt MU: auf dem Boden der Freiwilligkeit bleiben, ‚58501 darf nıcht
Ce1n staatsrechtliches Instrument werden, WC112112 den erstrebten Zweck erfüllen soll

Wenn das „Friedensabkommen d dem etzten eit dıe 5°

Zeitschrift die ede WAar, mi1t dem Stabilisterungsabkommen vergleicht,
ZC1DECN sıch CINLSC EMEINSAMEC Grundzüge, die iıhrer Bedeutung

wıllen hier urz herausgearbeitet SC1ET1
Be1ide Abkommen beruhen auftf freier Vereinbarung der unmittelbar

Beteiliıgten obwohl ıhr Zie] We1i1t ber die Vertragsparteien hinausragt S1e
regeln durch freie Vereinbarung C1inen ‘e1] der Wıiıirtschaft Sınne des
SCMEINSAMEN Wohles und zugleich des Volksinteresses „ IDeu
und Glauben > Ce1N: Atmosphäre der Loyalıtät das Bewußtsein, daß C110
Miındestmal VO'  3 Regelung unumgänglich notwendig SC1, sind die tragenden
Voraussetzungen Diese Voraussetzungen sind ZWAArLr noch nıcht allseits SC-
siıchert, aber Wagt Versuch zunächst auf kurze &,  1t und aut
dann die CWONNCHEC Basıs aus,

Es geht ı beiden Fällen nicht bloß das Wohl der Vertragspar-
teien Ssondern das Wohl der Gesamtwirtschaft soweıit CS VO!  — den
Vertragschließenden abhängt Man 1st sich durchaus bewußt und bringt
eES Vertragstext Zzum Ausdruck da{ß man nıcht bloß EeiNeENn privatrecht-
lıchen Vertrag ‚,do ut des abschließen 111 sondern C116 Vereinbarung,
dıe Wırkung und Bedeutung weit über die Beteiligten hinausreicht Da-
mM1 1sSt das wohlwollende Interesse der Offentlichkeit geweckt und bietet
zugleich C111C SCWI1SSC Garantıe für dıe Jloyale Einhaltung der Vereinbarung,
zumal zwangsläufige und strafrechtliche Sanktionen fehlen.

Die Hılfe des Staates wird Nur ausnahmsweise 1111 Anspruch 2  IN  ?
C1M Friedensabkommen überhaupt beiseite geschoben.

Die Abkommen tretffen nicht sehr stTarre materielle Regelung,
sondern erstreben un schaffen Cc1in bestimmtes Verfahren auftauchende
Dıtterenzen un Schwierigkeiten laufend und amı lösen Gerade
diese Methode hat sıch schr bewährt Be1 Starren Tarıfverträgen (Gesamt-
arbeitsverträgen) hatte Ööfiter die Erfahrung gemacht daß sich
Lauf der Zeıt sov1ie]l Zündstof£f anhäuft daß bei Ablaut der HFriıst die Span-
nun STa gelöst 1ur gesteigert War Außerdem hat dieses Verfahren den
Vorteil, daß sich nıcht blafß unvorhergesehene Schwierigkeiten ANZU.-

pPAaSSCH VErMAaS, sondern VOT allem, da{fß dauernd miıteinan-
er 1 Gespräch bleibt.
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Anderseits beschränken sich beıide Abkommen mi1t ihrer gahz kon-

kreten Aufgabensetzung WwEe1SE aut das augenblicklich Realisterbare. SO-
‚ ohl auf Arbeıitgeber- w1e autf Arbeitnehmerseite wirkt 1in der SCHWEIZ, _
ach gewlissen Erfahrungen un Fehlentwicklungen 1im Ausland, schon das
Wort ‚„‚Berufsständische OÖrdnung‘ W1e e1in uch und weckt fast
überwindliches Mißtrauen und Wiıderspruch. Sobald aber konkrete Auft-
gaben praktisch, SOZUSASECN ohne Theorı1e und Grundsätze, Sınne einer
berufsgemeinschaftlichen Ordnung geregelt werden können, *indet 1N9)

16S auf en Seıiten, sotern auch Nur ein Mindestmafiß Wıllen Friede
und Loyalıtät vorhandep ist, als Adurchaus vernünitig un 1m gemeinsamen
Interesse gelegen.

Vielleicht könnten diese Erfahrungen auch anderswo behilflich se1IN,
die Wege einer wahren und dauernden Beruisgemeinschaft ebnen.

Die Todesursache bei der Kreuzigung
Von ENGELBERI SO NS

Jede medizinische Erörterung ber das Leiden un terben uUunSerES Herrn
hat ZUL Voraussetzung, da{iß SE1IN Organismus his SE1INEM ode w1e der jedes
anderen Menschen den Naturgesetzen unterworfen WAar. Deshalb ist uch e1in
Kreuzestod der Erforschung urec dıe Methoden der Naturwissenschaft
gänglich

Mödder hat ZUr Klärung der Lodesursache be1 der Kreuzigung das
Experiment herangezogen un nachweisen können, da{(i die Körperhaltung des

Kreuze Hängenden ZU „Orthostatischen Kollaps” tührt W.enn 11  — einen
Gesunden experimentell dieser Haltung ausSsetzL, kommt be1 ıhm innerhalbı
VIiO:  . Miınuten Ar Verlust des Bewußfßtseins. Der Eintritt VQ Bewufitseins-
störungen wird aber verzögert, WCI1I 1 den Füßen E1iNeEe Stützmöglichkeit
(Suppedaneum) gegeben wıird Die Annagelung der üße urc die Fußwurzel
kommt in ihrer Wiırkung einer Stütze gleich. Durch S1.e werden die Qualen
der Hinrichtung absıichtlich verlängert. Es kommt hinzu, daß der Kreuzigung
schwere körperliche und seelische Leiden durch die Geißelung, Dornenkrönung,
Verspottung und Kreuztragung voraufgegangen sind, VO  =) denen jede einzelne
für sich hätte Zu Kollaps tühren können, aber offenbar nıcht geführt hat
Der 5806 dıe Kreuzigung herbeigeführte „orthostatische Kollaps” 1e 11U1)V

E1n Dauerzustand. Er führte mit notwendiger Konsequenz ZALL TLode „„Das
Herz un dıe lebenswichtigen Zentren des Gehirns mMuUussen WwegCHN
ungenügender Durchblutung.”

Der unter dieser Überschrift 1 Aprilheft vorigen Jahres gebrachte Beitrag von.
Dr. H. Mödder bıldete die Grundlage für ine Dıskussion VO  - mediziniıscher W1e CXCSC-
tischer Seıte; VO Dr. immermann 1m „Hochland” ( Augustheft un VO Sr Emi1-
19140 VA Kardıinal Innıtzer, der in einer Zuschrift VOT allem betont, „„daßß die Pufsbank, das
suppedaneum, den römischen reuzen nıcht nachweisbar ist, dafß ber datür der Sitz-
pflock, das C  ‚U, 1in der Miıtte des Längsbalkens, tür den Körper als Stützpunkt diente.‘*
Damıt enttällt das „Stehen aut den angenagelten Füßen‘‘, VO  - dem Mödder spricht, SOW1e
gEWiSSE Folgerungen, die daraus PEZOSCH werden. „Rıchtig bleibt ohl die Annahme der
Störung des Blutkreislaufes als Ursache des Kreuztodes Jesn: Wır bringen die folgende
Stellungnahme 1nes Facharztes als Beitrag ZuUur weiteren Klärung der Frage.

Dıie Schriftleitung.


